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Anwesend waren: 

Landrat 

Nuß, Eberhard  

stellv. Landrat 

Schäfer, Elisabeth  
Wolfshörndl, Stefan  
Joßberger, Ernst  

Mitglieder der CSU Fraktion 

Ländner, Manfred MdL  
Brell, Hermann  
Breunig, Anna  
Brohm, Waldemar  
Eberth, Thomas  
Endres, Alfred  
Feuerbach, Anita  
Friedrich, Rainer  
Geulich, Robert  
Gramlich, Edwin  
Haase, Ulrike  
Hügelschäffer, Karl  
Jungbauer, Björn  
Klopf, Günter  
Klüpfel, Uwe  
Kuhn, Barbara  
Lehrieder, Paul MdB  
Losert, Burkard  
Meckelein, Karl  
Rhein, Bernhard  
Rudolf, Günter  
Scheiner, Bruno  
Schmidt, Martina  
Wallrapp, Maria  
Weidner, Winfried  
Zorn, Matthias  

Mitglieder der SPD Fraktion 

Halbleib, Volkmar MdL  
Gernert, Sibylle  
Götz, Eberhard  
Hesselbach, Eva-Maria  
Kinzkofer, Rainer  
Koch, Heinz  
Linsenbreder, Eva  
Ries, Sonja  
Rüger, Otto  
Schinagl, Ingrid  
Schlereth, Bernhard  
Wesselowsky, Peter  



  Blatt: 3 

Sitzung des Kreistages vom 22.07.2011 

Mitglieder der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Fraktion 

Trautner, Christoph  
Celina, Kerstin  
Heeg, Rita  
Keck, Andreas  
Pumpurs, Eva  
Rabenstein, Lothar  

Mitglieder der UWG-FW Fraktion 

Fuchs, Rainer  
Freiherr von Zobel, Heinrich  
Juks, Peter  
Kinzinger, Lioba  
Mühleck, Ludwig  
Rützel, Thomas  

Mitglieder der REP 

Seifert, Berthold  
Kienast, Ernst-Alfred  

Mitglieder der ÖDP 

Henneberger, Matthias  

Mitglieder der FDP 

Kuhl, Wolfgang  
Krämer, Steffen  

Schriftführer/in 

Münch, Alexandra  
 
Außerdem anwesend: 
 
1 Vertreter der Medien 
10 Zuhörer 
Herr Stanglmayr (Bayer. Kommunaler Prüfungsverband – BKPV) 
Herr Wening (Bayer. Kommunaler Prüfungsverband – BKPV) 
 
vom Landratsamt: 
 
Herr Buchner 
Herr Goth 
Frau Dr. Hetzel 
Herr Hart 
Herr Horlemann 
Herr Huppmann 
Herr Künzig 
Herr Pahlke 
Herr Gabel (FB 31 a) 
Herr Pabst 
Herr Blenk (ab 09:42 Uhr) 
Frau Schorno 
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vom Kommunalunternehmen: 
 
Herr Dr. Schraml 
Herr Strohmenger 
 
 
Abwesend/Entschuldigt: 

Mitglieder der CSU Fraktion 

Konrad, Gaby entschuldigt 
Schraud, Rosalinde entschuldigt 

Mitglieder der SPD Fraktion 

Haupt-Kreutzer, Christine entschuldigt 
Mann, Wolfgang entschuldigt 
Reuther, Marion entschuldigt 
Stichler, Peter entschuldigt 

Mitglieder der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Fraktion 

Heußner, Karen entschuldigt 

Mitglieder der UWG-FW Fraktion 

Metzger, Alois entschuldigt 
Oechsner, Annemarie entschuldigt 
Rost, Peter Dr. entschuldigt 
Wild, Lothar entschuldigt 

Mitglieder der ÖDP 

Haas, Herbert entschuldigt 
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Tagesordnung: 
 

Öffentlicher Teil  

 
1. Abfallbilanz 2010 KU/008/2011 
   
2. Sanierung Friesstraße 5 ZFB 2/019/2011 
   
3. Kooperationsvereinbarung zwischen dem Bezirk Unterfranken und 

den unterfränkischen Jugendämtern zur Klärung der sachlichen Zu-
ständigkeit im Rahmen der Eingliederungshilfe 

FB 31b/003/2011 

   
4. Ausbau des Beratungsangebotes der Erziehungsberatungsstelle des 

SkF an der Außenstelle Giebelstadt - Änderung der Vereinbarung 
nach § 77 SGB VIII 

FB 31b/005/2011 

   
5. Förderung des Fachberatungsangebots für Kinder und ihre psychisch 

erkrankten Eltern "Gute Zeiten  - schlechte Zeiten" am Evangelischen 
Beratungszentrum 

FB 31b/004/2011 

   
6. Änderung in der Besetzung des Jugendhilfeausschusses FB 31a/031/2011 
   
7. WÜ 52, Hangrutsch zwischen Frickenhausen und Zeubelried ZFB 2/020/2011 
   
8. Sonderprüfauftrag des Kreistags vom 19.10.2009 zum Vertrag mit der 

Kolping-Dienstleistungs-GmbH 
Bericht des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes 

ZFB 2/018/2011 
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Landrat Eberhard Nuß  begrüßt alle anwesenden Kreisrätinnen und Kreisräte, alle Gäste, 
die Damen und Herren der Verwaltung sowie den Vertreter der Medien. 
 
Er stellt fest, dass die Einladung zu dieser Sitzung form- und fristgerecht zugegangen ist 
und mit der Tagesordnung Einverständnis besteht.  
 
Vor Einstieg in die Tagesordnung gratuliert er den Kreisräten Thomas Ebert, Volkmar Halb-
leib, MdL, Robert Geulich und Andreas Keck nachträglich zum Geburtstag. 
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  Vorlage: KU/008/2011  

 Termin TOP 1 

Kreistag 22.07.2011 öffentlich 

   

Fachbereich: Kommunalunternehmen  

 
Betreff: 
Abfallbilanz 2010 
 
 
 
Debatte:  
 
Der Vorstand des Kommunalunternehmens, Herr Dr. Schraml , erläutert detailliert die Abfall-
bilanz 2010, die allen Mitgliedern des Kreistages bereits mit den Beratungsunterlagen über-
sandt worden war. 
 
Kreisrat Fuchs  erinnert an eine Aussage des Kommunalunternehmens bei einer Versamm-
lung in Gadheim, bei der zugesagt worden sei, dass in allen Gemeinden die bisher angefah-
renen Straßen auch weiterhin angefahren würden. Lediglich in Neubaugebieten, in denen 
keine ausreichend breite Straßen gebaut würden, könne man die Zusage, alles zu befahren, 
nicht geben. 
 
Er weist auf ein spezielles Problem des Marktes Randersacker hin. Er sei vom Bürgermeis-
terkollegen Vogel angesprochen worden, da das Team Orange neue, größere Fahrzeuge 
anschaffe, die bestimmte Straßen in seinem Ort – aufgrund der geringen Breite der Straßen 
– nicht mehr anfahren könnten. Hierzu bitte er um eine klare Aussage.  
 
Herr Dr. Schraml  erwidert, dass das geschilderte Problem bekannt sei. Er weist darauf hin, 
dass das Team Orange generell weit mehr Straßen anfahre, als dies Privatentsorger täten. 
Das Team Orange habe bei der Sammlung des Mülls Unfallverhütungsvorschriften sowie die 
Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung einzuhalten. Es gebe einfach Bereiche, die un-
abhängig von der Fahrzeuggröße nicht angefahren werden können. Der angesprochene Fall 
in Randersacker sei bekannt. Dort müssten schon seit Jahren bei den Müllfahrzeugen die 
Spiegel eingeklappt werden. Größere Probleme sehe er darin, wenn z.B. ein Feuerwehrfahr-
zeug im Einsatz in diese Straßen einfahren müsste.  
 
Er könne zusichern, in Absprache mit der Gemeinde nach einer Lösung zu suchen und im 
Allgemeinen die Grundstücke anzufahren, wenn dies in irgendeiner Weise vertretbar sei. 
 
Kreisrat Henneberger bestätigt, dass gerade in Randersacker viele Straßen zu eng seien, 
um sie mit den neuen Müllfahrzeugen anzufahren. Er bittet daher das Team Orange um 
Überprüfung, wie viel Prozent der Straßen im Landkreis das Kriterium der Mindestbreite von 
4,75 m erfüllen. Seiner Meinung nach liege diese Mindestbreite bei über der Hälfte aller 
Ortsstraßen nicht vor. Deshalb frage er sich, weshalb überhaupt Müllautos angeschafft wer-
den, bei deren Einsatz dann Verstöße gegen die Straßenverkehrsordnung vorlägen. Zu den 
Rettungsfahrzeugen könne er ausführen, dass der Markt Randersacker eine solches Fahr-
zeug auf Sprinterbasis angeschafft habe, um auch schmälere Straßen im Notfall befahren zu 
können. Er könne nicht verstehen, dass die Müllautos plötzlich Grundstücke nicht mehr an-
fahren, die voll erschlossen seien und nun plötzlich als nicht mehr erschlossen gelten. 
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Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, beendet Landrat Nuß  diesen Tages-
ordnungspunkt und bittet, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
Ergebnis: zur Kenntnis genommen  
 
Beschluss-Nr.:  
 
Zur weiteren Veranlassung an KU 
 
Zur Kenntnis an  
 
 
 
 
 Münch  Nuß 
 Protokollführer/in  Vorsitzende/r 
 



  Blatt: 9 

Sitzung des Kreistages vom 22.07.2011 

 
 
  Vorlage: ZFB 2/019/2011  

 Termin TOP 2 

Kreistag 22.07.2011 öffentlich 

   

Fachbereich: Finanzen, Liegenschaften und Controlling/Kasse  

 
Betreff: 
Sanierung Friesstraße 5 
 
 
 
Debatte:  
 
Geschäftsbereichsleiter Horlemann  gibt bekannt, dass das ursprünglich geplante Projekt 
eines gemeinsamen Gebäudes mit der Sparkasse nicht mehr weiter verfolgt werde. Statt 
dessen solle nun – wie bereits früher angedacht – das Gebäude in der Friesstraße entspre-
chend aus- und umgebaut werden.  
 
Anhand einer Power- Point- Präsentation (s. Anlage) erläutert er im Detail die geplanten 
Maßnahmen und stellt den Kostenrahmen dar.  
 
Landrat Nuß  fasst zusammen, dass es im Kreistag heute darum gehe, die Sanierungsmaß-
nahmen festzulegen. Der Kreisausschuss habe seine entsprechende Empfehlung bereits 
abgegeben. Die weiteren Details könnten dann im zuständigen Fachausschuss, dem Bau-
ausschuss, behandelt werden. 
 
Es gehe um rund 1,4 Millionen Euro, wovon im Haushalt 2011 bereits 380.000,00 Euro ein-
gestellt sind. Er zeigt sich erfreut, dass die Sanierungskosten in einem finanzierbaren Rah-
men blieben, wenn man mit einer knappen Million zusätzlich zu dem im Ansatz 2011 bereit-
gestellten Mitteln ein gutes und auch energetisch saniertes Haus bekomme. 
 
Der Landrat bitte sodann über das Ergebnis abzustimmen, ob man sich der Empfehlung des 
Kreisausschusses anschließen könne. 
 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Kreistag folgt der Empfehlung des Kreisausschusses aus der Sitzung am 15.07.2011 
und beschließt die Sanierung des Gebäudes in der Friesstraße – auch in finanzieller Hinsicht 
– wie heute in der Sitzung vorgetragen.  
 
Die weiteren anstehenden einzelnen Entscheidungen bei der Umsetzung der Maßnahme 
sind im Bauausschuss zu treffen. 
 
 
 
 
 
Ergebnis: einstimmig beschlossen  
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Beschluss-Nr.: KT/2011.07.22/Ö-2 
 
Zur weiteren Veranlassung an GB 2, FB 21 
 
Zur Kenntnis an  
 
 
 
 
 Münch  Nuß 
 Protokollführer/in  Vorsitzende/r 
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  Vorlage: FB 31b/003/2011  

 Termin TOP 3 

Kreistag 22.07.2011 öffentlich 

   

Fachbereich: Verwaltung der Jugendhilfe  

 
Betreff: 
Kooperationsvereinbarung zwischen dem Bezirk Unterf ranken und den unter-
fränkischen Jugendämtern zur Klärung der sachlichen  Zuständigkeit im Rah-
men der Eingliederungshilfe 
 
 
Sachverhalt:  
 
Nach den Sozialgesetzen sind sowohl die Jugendämter in den Landkreisen und kreisfreien 
Städten als auch der Bezirk für die Eingliederungshilfe zuständig – abhängig davon, welche 
Behinderung und welches Alter die Kinder, Jugendlichen oder jungen Erwachsenen haben. 
Das hat in der Vergangenheit oft zu Streit über die Zuständigkeit und damit auch über die 
Finanzierung der Eingliederungshilfe geführt. Solche Streitigkeiten zwischen überörtlichen 
Sozialhilfeträgern und den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe beschäftigten bundesweit 
immer wieder die Gerichte. Diese Feststellung lässt sich auch auf Unterfranken sowie auf 
den Landkreis Würzburg übertragen. Häufigste Streitpunkte sind dabei zum einen Eingliede-
rungshilfen für junge Volljährige und zum anderen die Zuständigkeitsabgrenzung bei vorlie-
gender Mehrfachbehinderung. 
 
Einem oberbayerischen Beispiel folgend haben Vertreter des Bezirk Unterfranken sowie ein-
zelner unterfränkischer Jugendämter auf Verwaltungsebene die in der Anlage beigefügte 
Kooperationsvereinbarung erarbeitet, die nunmehr allen unterfränkischen Trägern der öffent-
lichen Jugendhilfe zur Beschlussfassung vorliegt. Diese soll im Interesse der Antragsteller 
einer raschen Klärung von Zuständigkeiten dienen und möglichen Nachteilen wegen des 
gegliederten Systems der unterschiedlichen Träger entgegenwirken. Zentrale Punkte sind 
dabei die Festlegung der für den Zuständigkeitswechsel maßgeblichen Altersgrenze bei Ein-
gliederungshilfen für junge Volljährigen sowie die verbindliche Festlegung eines Gesamt-IQ-
Wertes von 70 als Grenze zur geistigen Behinderung. Hierdurch werden zwar nicht alle, aber 
doch zumindest wesentliche Probleme bzw. Streitpunkte im Zusammenhang mit der Zustän-
digkeitsabgrenzung zwischen Jugendamt und Bezirk verbindlich geklärt. Die Verwaltung 
empfiehlt daher, dem Abschluss der Kooperationsvereinbarung zuzustimmen. 
 
 
Debatte:  
 
Kreisrat Halbleib, MdL,  möchte wissen, ob die Inklusion in der Regelschule mit berücksich-
tigt werde. 
 
Frau Dr. Hetzel  erläutert hierzu, dass zunächst eine Erprobungsphase vorliege. Nach einer 
anschließenden Evaluierung werde man weiter sehen.   
 
Kreisrat Ländner, MdL,  schlägt vor, diese Angelegenheit gelegentlich im Sozialausschuss 
zu thematisieren.  
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Beschlussvorschlag:  
 
Der in der Anlage beigefügten Kooperationsvereinbarung wird zugestimmt. Der Landrat wird 
ermächtigt, die Vereinbarung zwischen dem Bezirk und den unterfränkischen Jugendämtern 
abzuschließen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der in der Anlage beigefügten Kooperationsvereinbarung wird zugestimmt. Der Landrat wird 
ermächtigt, die Vereinbarung zwischen dem Bezirk und den unterfränkischen Jugendämtern 
abzuschließen. 
 
 
 
 
Ergebnis: einstimmig beschlossen  
 
Beschluss-Nr.: KT/2011.07.22/Ö-3 
 
Zur weiteren Veranlassung an GB 3, FB 31 b 
 
Zur Kenntnis an FB 31 a 
 
 
 
 
 Münch  Nuß 
 Protokollführer/in  Vorsitzende/r 
 



  Blatt: 13 

Sitzung des Kreistages vom 22.07.2011 

 
 
  Vorlage: FB 31b/005/2011  

 Termin TOP 4 

Kreistag 22.07.2011 öffentlich 

   

Fachbereich: Verwaltung der Jugendhilfe  

 
Betreff: 
Ausbau des Beratungsangebotes der Erziehungsberatun gsstelle des SkF an 
der Außenstelle Giebelstadt - Änderung der Vereinba rung nach § 77 SGB VIII 
 
 
Sachverhalt:  
 
In seiner Sitzung am 14.03.2011 hat der Kreistag bereits sein grundsätzliches Einverständnis 
mit dem im Rahmen der Jugendhilfeplanung vorgeschlagenen Ausbau der vom Sozialdienst 
katholischer Frauen betriebenen psychotherapeutischen Beratungsstelle -Außenstelle Gie-
belstadt- erklärt.  Die Verwaltung wurde beauftragt, die notwendigen Vertragsverhandlungen 
mit dem Träger zu führen und das Ergebnis dem Kreistag zur endgültigen Beschlussfassung 
vorzulegen. 
 
In Umsetzung dieses Auftrages wurde zusammen mit dem Träger der in der Anlage beige-
fügte Entwurf einer Änderungsvereinbarung ausgearbeitet.  
 
Die Änderungen im Einzelnen: 
 
Zu § 1 Nr. 1 
 
Durch die Neufassung der Nr. 1 (Aufgabenstellung) der Vereinbarung wird die Aufgabenstel-
lung der Beratungsstelle unter Berücksichtigung der Ausweitung des Beratungsangebotes in 
der Außenstelle Giebelstadt konkretisiert.  
 
Zu § 1 Nr. 2  
 
Der Leistungskatalog der Beratungsstelle wird um den bisher unter Nr. 4 der Anlage zur Ver-
einbarung geregelten Aufgabenbereich „Beratung § 35a-Fälle“ erweitert. Hierdurch wird klar-
gestellt, dass die Beratung aller vom Landkreis übermittelten Fälle, die einer ambulanten § 
35a-Maßnahme bedürfen, eine Regelleistung der Beratungsstelle darstellt, die mit der jährli-
chen kommunalen Förderung abgedeckt ist. Einhergehend damit wird der bisher für diese 
Aufgabe geleistete Pauschalbetrag i.H.v. 24.400 € in den jährlichen Gesamtförderbetrag 
überführt.  
 
Zu § 2 Nr. 1  
 
Durch die Änderung der Nr. 1 der Anlage zur Vereinbarung wird der vom Landkreis ab 2012 
zu zahlende kommunale Förderanteil neu bestimmt. In diesem Betrag sind sowohl die o.g. 
bisherige § 35a-Pauschale  als auch die Kosten für die Ausweitung der Außenstelle Giebel-
stadt i.H.v. 16.000 € eingerechnet. Bei den veranschlagten 16.000 € handelt es sich um rei-
ne Personal- und Personalnebenkosten für eine Arbeitszeitausweitung in der Größenord-
nung von 8 Wochenstunden.  
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Zu § 2 Nr. 2 
 
Da die Ausweitung des Beratungsangebotes bereits zum 01.09.2011 erfolgen soll, wird unter 
Nr. 2 geregelt, welche Tranche hierfür noch im Jahr 2011 vom Landkreis geleistet wird. 
 
Zu § 2 Nr. 3  
 
Wegen der Integration der bisherigen Pauschale in den Gesamtförderbetrag wird die Nr. 4 
der Anlage zur Vereinbarung ersatzlos gestrichen. 
 
Zu § 2 Nr. 4 
 
Hier handelt es sich um eine redaktionelle Änderung, die aufgrund des Wegfalls der bisheri-
gen Nr. 4 erforderlich wird. 
 
Zu § 2 Nr. 5 
 
Hier handelt es sich um eine redaktionelle Änderung, die aufgrund des Wegfalls der bisheri-
gen Nr. 4 erforderlich wird. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
1. Der Kreistag des Landkreises Würzburg stimmt der Änderung der Vereinbarung nach § 

77 Sozialgesetzbuch, Achter Teil – SGB VIII – über Aufgaben, Zusammenarbeit, Kosten 
und Finanzierung der Erziehungsberatung zwischen dem Landkreis Würzburg und dem 
Sozialdienst katholischer Frauen wie vorgetragen zu. 

 
2. Herr Landrat Eberhard Nuß wird ermächtigt, die Vertragsänderung vorzunehmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
3. Der Kreistag des Landkreises Würzburg stimmt der Änderung der Vereinbarung nach § 

77 Sozialgesetzbuch, Achter Teil – SGB VIII – über Aufgaben, Zusammenarbeit, Kosten 
und Finanzierung der Erziehungsberatung zwischen dem Landkreis Würzburg und dem 
Sozialdienst katholischer Frauen wie vorgetragen zu. 

 
4. Herr Landrat Eberhard Nuß wird ermächtigt, die Vertragsänderung vorzunehmen. 
 
 
 
 
Ergebnis: einstimmig beschlossen  
 
Beschluss-Nr.: KT/2011.07.22/Ö-4 
 
Zur weiteren Veranlassung an GB 3, FB 31 b 
 
Zur Kenntnis an FB 31 a 
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 Münch  Nuß 
 Protokollführer/in  Vorsitzende/r 
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  Vorlage: FB 31b/004/2011  

 Termin TOP 5 

Kreistag 22.07.2011 öffentlich 

   

Fachbereich: Verwaltung der Jugendhilfe  

 
Betreff: 
Förderung des Fachberatungsangebots für Kinder und ihre psychisch erkrank-
ten Eltern "Gute Zeiten  - schlechte Zeiten" am Eva ngelischen Beratungszent-
rum 
 
 
Sachverhalt:  
 
 
In seiner Sitzung am 14.03.2011 hat der Kreistag bereits sein grundsätzliches Einverständnis 
mit der Förderung des Beratungsangebotes für Familien mit psychisch kranken Elternteilen 
„Gute Zeiten – schlechte Zeiten“ erklärt. Gleichzeitig wurde die Verwaltung beauftragt, die 
finanziellen Rahmenbedingungen noch konkret mit dem Träger auszuhandeln und dem 
Kreistag endgültig zur Beschlussfassung vorzulegen.  
 
Nach der ursprünglichen Konzeption der Diakonie  sollte das Fachberatungsangebot 
ab.01.09.2011 mit 1,5 Planstellen (1,25 Dipl.-Soz.päd. und 0,25 Dipl.-Psych.) besetzt sein. 
Die hierfür kalkulierten Kosten i.H.v. 88.600 € sollten nach Vorstellung des Trägers wie folgt 
verteilt werden: 
 
Stadt Würzburg:  24.000 € ( rd. 27 %) 
Landkreis Würzburg  24.000 € (rd.  27 %) 
Landkreis Kitzingen    4.000 € (rd. 4,5 %)  
Landkreis Main-Spessart      1.600 € (rd. 1,8 %) 
Bezirk Unterfranken  30.000 € (rd. 33,8 %) 
Eigenmittel der Diakonie    5.000 € (rd. 5,6 %) 
 
Nachdem der Bezirk Unterfranken  zwischenzeitlich lediglich eine Förderung i.H.v. 5.000 € 
beschlossen hatte und auch der Landkreis Main-Spessart eine Beteiligung ablehnte, wurde 
aufgrund des hierdurch entstandenen Finanzierungsdefizits eine Überarbeitung der Konzep-
tion seitens des Trägers erforderlich. Entsprechend der überarbeiteten Konzeption soll das 
Fachberatungsangebot nunmehr mit nur noch einer rd. 0,92 Planstelle Dipl. Sozialpädagoge 
sowie einem Dipl. Psychologen als Honorarkraft ausgestattet werden. Die für dieses „abge-
speckte“ Angebot kalkulierten Kosten belaufen sich dann auf 62.000 €.  
 
Nach Prüfung der vom Träger vorgelegten Kostenaufstellung (Anlage 1) kann festgestellt 
werden, dass die veranschlagten Personalkosten realistisch sind. Auch der Sachkostenanteil 
mit rd. 21% der Personalkosten liegt noch im vertretbaren Rahmen. Eine weitere Kostenre-
duzierung ginge nur zu Lasten der personellen Ausstattung der Beratungsstelle (d.h. eine 
weitere Stellenreduzierung).  Da das Angebot jedoch bereits aufgrund der nur geringfügigen 
Beteiligung des Bezirkes deutlich zurückgefahren wurde, sollte hier zur Erhaltung eines sinn-
vollen Angebotes eine weitere Reduzierung vermieden werden.  
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Angesichts dessen wird die vom Träger beantragte jährliche Beteiligung des Landkreises 
Würzburg i.H.v. 24.000 (rd. 38 % der Gesamtkosten) als angemessen betrachtet.  Es wird 
daher vorgeschlagen, das o.g. Beratungsangebot in Höhe dieses Betrages zu fördern. Auf 
das Haushaltsjahr 2011 entfiele ein Teilbetrag i.H.v. 8.000 €. Die Förderung sollte, wie bei 
anderen Fachberatungsangeboten auch, über eine Festbetragsfinanzierung erfolgen. Der 
vom Träger gewünschten vertraglichen Regelung (incl. Dynamisierungsklausel) analog der 
Regelungen für die Erziehungsberatungsstellen sollte nicht näher getreten werden. 
 
 
 
Debatte:  
 
Geschäftsbereichsleiterin, Frau Dr. Hetzel,  erläutert nochmals das Wesentliche des in der 
Vorlage aufgeführten Sachverhaltes. 
 
Kreisrat Fuchs möchte wissen, warum der Bezirk ausgetreten sei.  
 
Frau Dr. Hetzel  sowie Herr Pabst  vom Fachbereich wirtschaftliche Jugendhilfe erläutern 
hiezu, dass der Bezirk hier keine Zuständigkeit sehe, sondern, was wohl auch zutreffe, die 
Angelegenheit der Jugendhilfe zuordne. Der reduzierte und zurückgefahrene Betrag, den der 
Bezirk noch leiste, sei als eine Art „guter Wille“ anzusehen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Das Fachberatungsangebot für Kinder und ihre psychisch erkrankten Eltern „Gute Zeiten – 
schlechte Zeiten“ am Evangelischen Beratungszentrum Würzburg wird ab. 01.09.2011 jähr-
lich mit einem Festbetrag i.H.v. 24.000 € (für das Jahr 2011 anteilig 8.000 €) gefördert.  
 
 
Beschluss:  
 
Das Fachberatungsangebot für Kinder und ihre psychisch erkrankten Eltern „Gute Zeiten – 
schlechte Zeiten“ am Evangelischen Beratungszentrum Würzburg wird ab. 01.09.2011 jähr-
lich mit einem Festbetrag i.H.v. 24.000 € (für das Jahr 2011 anteilig 8.000 €) gefördert.  
 
 
 
Ergebnis: einstimmig beschlossen  
 
Beschluss-Nr.: KT/2011.07.22/Ö-5 
 
Zur weiteren Veranlassung an GB 3, FB 31 b 
 
Zur Kenntnis an FB 31 a 
 
 
 
 
 Münch  Nuß 
 Protokollführer/in  Vorsitzende/r 
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  Vorlage: FB 31a/031/2011  

 Termin TOP 6 

Kreistag 22.07.2011 öffentlich 

   

Fachbereich: Amt für Jugend und Familie  

 
Betreff: 
Änderung in der Besetzung des Jugendhilfeausschusse s 
 
 
Sachverhalt:  
 
Im Jugendhilfeausschuss des Landkreises Würzburg ist folgende Neubesetzung vorgese-
hen: 
 
Das derzeit stellvertretende stimmberechtigte Mitglied für den Kreisjugendring Würzburg, 
Herr Lutz Dieter, scheidet zum nächstmöglichen Zeitpunkt aus. 
 
Die Nachfolge an seiner Stelle wird Frau Annika Seif antreten. 
 
Der Kreistag wird gebeten, die vorgenannte Änderung zur Kenntnis zu nehmen und dieser 
zuzustimmen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Kreistag stimmt den von der Verwaltung vorgetragenen Änderungen in der Besetzung 
des Jugendhilfeausschusses zu. 
 
 
Beschluss:  
 
Der Kreistag stimmt den von der Verwaltung vorgetragenen Änderungen in der Besetzung 
des Jugendhilfeausschusses zu. 
 
 
 
Ergebnis: zur Kenntnis genommen  
 
Beschluss-Nr.:  
 
Zur weiteren Veranlassung an FB 31 a 
 
Zur Kenntnis an S 2 
 
 
 
 
 Münch  Nuß 
 Protokollführer/in  Vorsitzende/r 
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  Vorlage: ZFB 2/020/2011  

 Termin TOP 7 

Kreistag 22.07.2011 öffentlich 

   

Fachbereich: Finanzen, Liegenschaften und Controlling/Kasse  

 
Betreff: 
WÜ 52, Hangrutsch zwischen Frickenhausen und Zeubel ried 
 
 
Sachverhalt:  
 
Ausgangssituation 

Die Kreisstraße WÜ 52 wurde Ende der 70-iger Jahre zwischen Frickenhausen und Zeu-

belried ausgebaut. Zur Absicherung gegen abrutschendes Geröll  eines angrenzenden rd. 

20 Meter hohen Hanges wurde damals auf einer Länge von rd. 100m Stütznägel aus 

Stahl eingebracht sowie oberflächlich ein Drahtgitter aufgebracht.  

 

Im vergangenen Winter kam es plötzlich zu erheblichen Rutschungen. Witterungsbedingt 

hat sich eine Gleitzone ausgebildet, die dazu führte, dass sich sowohl Erdmaterial löste 

als auch größere Gesteinsbrocken (Durchmesser bis 70cm) auf die Kreisstraße rollten. 

Daraufhin musste die Kreisstraße kurzzeitig gesperrt werden.  

Als Sofortmaßnahme wurde das bis dahin auf die Kreisstraße gerutschte Gestein von der 

Straßenmeisterei entfernt. Zusätzlich wurde zum Schutz der Verkehrsteilnehmer in dem 

gefährdeten Bereich entlang der Kreisstraße eine Betongleitwand errichtet. 

 

Sachverhalt: 

Zur Ursachenklärung wurde ein geologisches Büro hinzugezogen. Bei dem anstehenden 

Boden handelt es sich offensichtlich um Abraummaterial eines dahinter liegenden ehema-

ligen Steinbruches. Die Neigung des Hanges ist mit 1:1,1 gegenüber einer Regelausfüh-

rung mit 1:1,5 viel zu steil. Die unmittelbar oberhalb des Hanges angrenzenden Grundstü-

cke befinden sich in Privateigentum und liegen in einem nach Naturschutzrecht geschütz-

ten Landschaftsbestandteil. 

Die Hangbewegungen kamen bisher nicht zum Stillstand. Es ist damit zu rechen, dass bei 

entsprechender Witterung weitere Rutschungen auftreten. 

 

Weiteres Vorgehen: 

Es wird vorgeschlagen, den bisher zu steilen Hang soweit abzuflachen, dass mit weiteren 
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Bewegungen nicht mehr zu rechnen ist. Hiefür sind rd. 5000m³ Erdmaterial abzutragen. 

Dies stellt eine dauerhafte Lösung dar, die gegenüber einer Hangsicherung durch Stütz-

konstruktionen (z.B. Stützmauern) wesentlich kostengünstiger hergestellt werden kann, 

insbesondere aber die späteren Folgekosten der Unterhaltung gering hält.  

Mit der Unteren Naturschutzbehörde wurde die Planung abgestimmt. Für die Abflachung 

ist Grunderwerb erforderlich. Mit den Eigentümern wurde Einvernehmen hergestellt. Die 

erforderlichen Rodungen erfolgten bereits noch in der vegetationsarmen Zeit.  

 

Es ist vorgesehen, für die Maßnahme bei der Regierung von Unterfranken einen Förder-

antrag zu stellen. Die grundsätzlichen Voraussetzungen einer Förderung sind abgeklärt 

und liegen vor. 

 

Derzeit werden der Förderantrag und die Ausschreibungsunterlagen erstellt. Mit deren 

Abschluss ist vorgesehen die Arbeiten öffentlich auszuschreiben und die Maßnahme noch 

vor dem kommenden Winter 2011/2012 abzuschließen. Die Gesamtkosten belaufen sich 

auf geschätzte 140.000€. 

 
Die Maßnahme wurde dem Bauausschuss in der Sitzung am 11.07.2011 vorgestellt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Kreistag stellt die für die Maßnahme benötigten Mittel in Höhe von 140.000 € außer-
planmäßig zur Verfügung. 
 
 
Beschluss:  
 
Der Kreistag stellt die für die Maßnahme benötigten Mittel in Höhe von 140.000 € außer-
planmäßig zur Verfügung. 
 
 
 
Ergebnis: einstimmig beschlossen  
 
Beschluss-Nr.: KT/2011.07.22/Ö-7 
 
Zur weiteren Veranlassung an ZFB 2, StBA – Herrn Piller 
 
Zur Kenntnis an KRPA 
 
 
 
 
 Münch  Nuß 
 Protokollführer/in  Vorsitzende/r 
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  Vorlage: ZFB 2/018/2011  

 Termin TOP 8 

Kreistag 22.07.2011 öffentlich 

   

Fachbereich: Finanzen, Liegenschaften und Controlling/Kasse  

 
Betreff: 
Sonderprüfauftrag des Kreistags vom 19.10.2009 zum Vertrag mit der Kolping-
Dienstleistungs-GmbH 
Bericht des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbande s 
 
 
 
Debatte:  
 
Landrat Nuß  begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn Stanglmayr und Herrn We-
ning  vom Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband (BKPV).  
 
Herrn Stanglmayr und Herrn Wening erläutern anhand eines PowerPoint-Vortrags (s. An-
lage) den genauen Sachverhalt.  
 
Landrat Nuß  bedankt sich bei den beiden Herren für ihren Vortrag und bittet die Fraktionen 
nun um ihre Stellungnahme.  
 
 
 
Kreisrat Länder, CSU: 
 
„Zunächst einmal von mir und unserer Seite, herzlichen Dank für die Prüfung. Wir müssen 
jetzt auch weitere oder nicht mehr weitere Schritte überlegen. Einmal zur Fragestellung zu-
rückkehren. Die Fragestellung war, kann man aus der Situation heraus, dass wir an den 
Bund Zuschüsse zurückzahlen haben müssen, irgendwo eine Forderung ableiten, damit die-
se Rückzahlung an den Bund gemildert wird? Das war die Fragestellung. Eine andere Fra-
gestellung, eine politische Bewertung ist, wie ist die damalige Situation zu sehen, haben wir 
hier Schuldvorwürfe zu machen oder nicht. Diese Fragenstellung bezieht sich aber nicht auf 
die Aufgabenstellung, die wir sowohl dem Juristen als auch dem Kommunalen Prüfungsver-
band gestellt haben. Und Sie wissen, dass ich in den letzten Monaten, in denen wir uns im-
mer wieder mit diesen Dingen beschäftigt haben, sowohl im Kreisausschuss als auch im 
Kreistag, immer auf mehrere Dinge hingewiesen habe und beginne vielleicht damit, dass 
zum Ursprung mit Sicherheit niemand damit gerechnet hat, dass wir irgendwann mal Geld 
zurückbezahlen müssen. Vielleicht auch die fehlenden Verwaltungsvorschriften, sie haben 
darauf hingewiesen, und ich kann da nicht sagen, auch wenn wir das gewollt haben, auch 
wenn wir das wollen, ist das kein Freibrief dafür, dass irgendwo Dinge im Laufe des Verfah-
rens erst vom Bund geregelt werden. Hier war sicherlich, Sie haben von  Goldgräberstim-
mung, von der Situation mit dem Umgang der Arbeitslosigkeit, von der Handlungssituation 
des Bundes gesprochen, die ja unbedingt was machen mussten, um dieses Phänomen der 
Arbeitslosigkeit, die ja in diesen Jahren sehr hoch gewesen ist, zu lösen, dass es in dieser 
Zeit sicherlich durchaus Schwierigkeiten gegeben hat. Ich gehe aber nach wie vor davon 
aus, dass zu keinem Zeitpunkt die handelnden Personen – und am allerwenigsten der Kreis-
tag und der Kreisausschuss – damit gerechnet hat, Zuschüsse zurückzuzahlen. Die Gründe, 
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Sie haben sie aufgezeigt, die Arbeitslosigkeit war rückläufig und es wurden sicherlich Fehler 
gemacht. Fehler, die wir politisch in den letzten Monaten bewertet haben. Hier geht es heute 
um den Bericht des Kommunalen Prüfungsverbandes, der ergänzend zu den Berichten der 
Rechtsanwälte eingefordert wurde und wir wissen, dass es ähnlich wie in anderen Verfahren 
natürlich bei einer Aufarbeitung immer eine emotionale, eine politische Seite, aber auch die 
rein rechtliche Seite gibt. Ich bedanke mich ausdrücklich für Ihren Bericht, den Sie heute ge-
geben haben und insbesondere auch für die Mühe, die sicherlich auch damit verbunden ge-
wesen ist. Seitens unserer Fraktion wird es keine erneuten Ermittlungsaufträge geben.“ 
 
 
 
Kreisrat Halbleib, SPD:   
 
„Sehr geehrter Herr Stanglmayr, sehr geehrter Herr Wenig, 
sehr geehrter Herr Landrat, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
unsere Einsschätzung, die Akten nicht zuzuklappen, sondern den Prüfungsverband mit ei-
nem Gutachten zu beauftragen, hat sich aus unserer Sicht als richtig herausgestellt, nämlich 
alles zu unternehmen, was in unseren Möglichkeiten steht, um Aufklärung zu bringen. Unser 
Aspekt war auch von vornherein, nicht etwaige, Regressansprüche deutlich zu machen oder 
herauszuarbeiten, sondern soweit als möglich unserem Anspruch auf Aufklärung auch inner-
halb des Landkreises gerecht zu werden. Herr Stanglmayr hat einen Prüfungsbericht vorge-
tragen, dem, wenn man ihn genau liest, Aussagen zu entnehmen sind, welche Dinge nicht 
richtig gelaufen sind. Es gehört zu den Eigenschaften, die ein dem Prüfungsverband Vorste-
hender mitbringen muss, dass er dies in einer verbalen Art und Weise macht, die zunächst 
einmal den Eindruck erweckt, wenn man genau hinschaut, kann man gar nicht so viel fest-
stellen.  
 
Ich halte fest, dass fünf Feststellungen aufgrund des Prüfungsberichts und der vorliegenden 
Unterlagen berechtigt sind. 
 
1. Der Landkreis war auf die Wahrnehmung der Option und hier Herr Stanglmeier beziehe 

ich mich auf den Zwischenruf, der Landkreis hat sich beim Beschluss danach gedrängt 
beim Wettbewerb die vom Gesetzgeber angebotene Möglichkeit zu übernehmen. Es war 
kein Aufdrängen des Bundesgesetzgebers, sondern der Landkreis hat sich autonom ent-
schieden diese Aufgabe zu erfüllen. Es steht aufgrund des Gutachtens fest (wer dies 
nach einmal genau nachlesen will auf S. 31), dass der Landkreis auf die Wahrnehmung 
dieser Option tatsächlich schlecht vorbereitet war. Die Voraussetzungen, die dem Kreis-
tag immer mitgeteilt wurden, dass wir die Neue Chance haben, die im Wesentlichen dem 
entspricht, was jetzt auch noch in der Option zu leisten ist, dass wir unsere erfolgreiche 
Arbeit mit leichten Veränderungen fortsetzen, haben nicht gestimmt. Die Bedenken, die 
auch von meiner Fraktion geäußert wurden, haben sich bei der Option letztlich als richtig 
herausgestellt. Wenn man den Prüfbericht richtig liest, muss man feststellen, dass bei 
der Umsetzung schwere Managementfehler gemacht wurden und gravierende Kommuni-
kationsdefizite zwischen dem Landkreis und dem beauftragten Unternehmen festzustel-
len waren. Ebenso hat der Datenabgleich nicht oder erst sehr spät funktioniert. Die Struk-
turen der Zusammenarbeit, die Schnittstellen, das Controlling waren unzureichend entwi-
ckelt bzw. ungeklärt, obwohl gegenüber dem Kreistag und gegenüber der Öffentlichkeit 
immer dargelegt wurde, dass der Landkreis bestens für diese Aufgabe involviert sei. 

 
2. Auch dies ist deutlich geworden: für die Rückforderung des Bundes, war nicht der Ver-

tragsabschluss als solcher, sondern die fehlende Auslastung der Neuen Chance und die 
fehlende Anpassung der Unterauslastung ausschlaggebend. Was diese Unterauslastung 
angeht, die Zahlen sind heute noch einmal vorgestellt worden, so muss man ganz klar 
feststellen, dem Kreistag wurden die maßgeblichen Informationen fast bis zum Ende des 
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Vertrages vorenthalten. Diese massive Unterauslastung wurde gegenüber dem Kreistag 
verschwiegen und nach heutigem Kenntnisstand, diese Bemerkung muss erlaubt sein, 
darf man davon ausgehen, dass dies bewusst erfolgt ist. Die tatsächlichen Probleme, die 
ich unter Punkt 1 geschildert habe, wurden gegenüber dem Kreistag, so mein Eindruck, 
nicht dargelegt. Auf kritische Nachfragen, die aus dem Kreistag erfolgt sind, wurde ein 
falscher Eindruck erweckt und verbreitet, dass alles wie geplant läuft. Noch bei der letz-
ten Vertragsänderung im August 2007, die zulasten des Landkreises erfolgt ist, be-
schlossen durch den Kreisausschuss etwa 4,5 Monate vor der Beendigung der Maß-
nahme, wurde dem Kreisausschuss die tatsächliche Situation der Unterauslastung und 
die Erkenntnisse der Landkreisverwaltung vorenthalten. Diese waren auch zu dieser Sit-
zung in dem Umfang nicht bekannt. 

 
3. Dem Kreistag wurden maßgebliche Befassungen vorenthalten. Die Landkreisordnung 

und die Geschäftsordnung des Kreistages wurden missachtet, was im Prüfbericht doku-
mentiert ist. Am deutlichsten wird es bei der Vertragsänderung vom 09.02.2007. Dieser 
Vertrag hätte vom damaligen stellvertretenden Landrat nicht unterschrieben werden dür-
fen ohne eine Befassung der Kreisgremien. In diesem Änderungsvertrag wurde die Zahl 
der Plätze von 500 auf 205 reduziert. Insgesamt von 600 auf 291. Auch die Tatsache, 
dass der Vertrag mit seiner Änderung gerade so begründet wurde, dass man den Kreis-
tag bzw. den Kreisausschuss nicht um Zustimmung fragen muss, die Kosten aber tat-
sächlich über dem Grenzwert lagen, auch das ist heute festgehalten worden. 

 
4. Mehrfach wurden vom Landratsamt bestehende und sich aufdrängende Möglichkeiten 

nicht genutzt, die Unterauslastung der vom Landkreis  bezahlten Maßnahmen zu verrin-
gern und damit auch Schaden vom Landkreis abzuwenden. Ein besonders treffender 
Punkt ist hier die Verweigerung der Belegung einer gebuchten Maßnahme des Landkrei-
ses, die auch bezahlt worden ist, durch Grundsicherungsempfänger der Stadt Würzburg. 
Für diese Verweigerung gibt es keinen sachlichen Grund. Es hätte die Möglichkeit gege-
ben, die unterausgelastete und bezahlte Maßnahme mit Teilnehmern auszulasten, um 
Mittel der öffentlichen Hand und des Steuerzahlers sachgerecht zu verwenden. Die Ver-
weigerung dieser Möglichkeit ist mir unverständlich. Ein Beispiel  dafür, dass die Mög-
lichkeiten Schaden abzuwenden, nicht genutzt werden. Auch der Beschluss des Kreis-
ausschusses vom 13.08.2007, in dem weitere finanzielle Verpflichtungen gegenüber dem 
Maßnahmenträger einbezogen wurden, die sich später Gott sei Dank nicht realisiert ha-
ben, wäre bei einer Information über die tatsächliche Auslastung nie erfolgt. Meine Ein-
schätzung ist, wenn der Gesamtumfang der Unterauslastung dem Kreistag rechtzeitig 
bekannt gegeben worden wäre, hätten wir, wenn nicht rechtliche Möglichkeiten, politi-
sche Möglichkeiten genutzt, um eine über die vorgenannte Vertragsanpassung hinaus 
notwendige Anpassung und Einigung mit dem Vertragspartner zu finden. Die Möglichkei-
ten sind aus meiner Sicht überhaupt nicht genutzt. 

 
5. Ein wesentlicher Grund der massiven Unterauslastung der vom Landkreis dargestellten 

und bezahlten Maßnahmenplätze war, dass der Maßnahmenträger für Grundsicherungs-
empfänger, für die der Landkreis zuständig war, zusätzliche Maßnahmenplätze über den 
Freistaat Bayern und dem Europäischen Sozialfonds abgerechnet hat. Jahresdurch-
schnittlich wird im Prüfbericht erwähnt über 150 Personen. Also Maßnahmen, die neben 
der unterausgelasteten Maßnahme des Landkreises zusätzlich bezahlt wurden, damit die 
ESF-Maßnahmen durchgeführt werden konnten. Das sind Feststellungen, die wichtig 
sind auch ohne die Frage, was ist auf dem Weg der Haftung noch zu holen. Diese Auf-
klärungsarbeit haben wir gemeinschaftlich geleistet. 

 
 
Zu den fünf Feststellungen darf ich auch fünf Verantwortlichkeiten ansprechen. 
 
1. Verantwortung des Kreistages 
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Ich kann mich noch gut erinnern an den Juni 2004. Damals haben wir grundsätzlich dis-
kutiert, ob dies der richtige Weg ist und es sinnvoll ist, bei den Unsicherheiten und den 
vielfältigen offenen Punkten, diese Option als Landkreis anzustreben. Wir haben uns von 
Seiten der SPD-Fraktion eine grundsätzliche Diskussion gewünscht, damit wir nicht in die 
Problematik kommen, in die wir dann gekommen sind. Nämlich unter Zeitnot keinen an-
deren Partner festzulegen, als den, den wir dann wählen mussten. Damals ist auf Ge-
schäftsordnungsantrag des damaligen Landrats mit Zustimmung des Kreistages eine 
solche Diskussion nicht ermöglicht worden. Grundsatzentscheidung im August 2004. Wir 
haben in der SPD-Fraktion die Fragen, die sich dann letztendlich auch als kritisch her-
ausgestellt haben, rechtzeitig gestellt und haben mit guten Gründen gegen die Option 
gestimmt. Genau aus dem Grund, den Herr Stanglmayr heute noch mal referiert hat, weil 
die Unklarheiten viel zu groß waren. Die Fragen an den Landkreis: Was verändert sich 
gegenüber der bisherigen Konstellation? Sind wir darauf gewappnet, dieses Experiment 
durchzuführen? Nach der Grundsatzentscheidung des Kreistages gab es nur eine Mög-
lichkeit oder zwei Möglichkeiten. Die erste Möglichkeit wäre gewesen, die Option an die 
Wand laufen zu lassen und zum 01.01.2005 überhaupt keine Möglichkeit zu haben die 
Option umzusetzen, weil wir als Landkreis alleine ohne einen Umsetzungspartner dies 
hätten nicht machen können. Wir haben schon rein zeitlich durch den Ablauf keine ande-
re Alternative mehr gehabt, als mit dem bisherigen Vertragspartner auch in der Fortset-
zung mit den neuen Aufgaben weiterzufahren. Wir haben damals, Herr Landrat ich erin-
nere mich daran, noch viele Verbesserungen durchgesetzt gegenüber dem ursprüngli-
chen Vertrag, sonst wäre die Problematik heute eine noch größere. Was man uns vor-
werfen kann, wir haben in einer Notsituation, nämlich einer schweren Erkrankung des 
damaligen Landrats, unsere politischen und fachlichen Bedenken zurückgestellt und uns 
nicht von der Verantwortung gedrückt, sondern gesagt, wenn der Kreistag aus unserer 
Sicht eine Falschentscheidung getroffen hat, die Option zu wählen, dann muss man we-
nigstens gemeinsam versuchen, dies umzusetzen. Die Alternative im Novem-
ber/Dezember 2004 einen anderen Vertragspartner noch zu bekommen war zu spät. 
Diese Alternative hätte man im Juni 2004 stellen können. Da hätte man im Sinne einer 
Ausschreibung Varianten prüfen können. Im entscheidenden Punkt des Verwaltungsvoll-
zugs sehe ich keinen Vorwurf an den Kreistag. Denn der Kreistag, und ich persönlich 
auch, haben immer wieder nachgefragt und die Information war immer es läuft gut. Die 
maßgeblichen Informationen über die Auslastung und viele Schwierigkeiten sind dem 
Kreistag vorenthalten worden. 
 

2. Verantwortlichkeit des damaligen Altlandrats 
Ich will dazu nicht viel sagen, weil dies im Prüfbericht deutlich wird. Ich darf nur noch mal 
sagen, ich fühle mich nicht nur als Mitglied des Kreistages getäuscht, sondern auch weil 
ich auch persönlich in manchen Krisensitzungen angesprochen wurde, auch persönlich 
getäuscht. Meine Bereitschaft, dem Landkreis in einer kritischen Situation zu helfen, wur-
de eindeutig missbraucht. Mich irritiert, warum es keine Informationen aus der Verwal-
tung gab und dass sich kein Mitglied der Verwaltung dem Kreistag anvertraut hat und ge-
sagt hat, da laufen die Dinge nicht so wie so laufen sollen. 
 

3. Wie hätte man das verhindern können? 
Warum gab es keine andere Instanz innerhalb der Verwaltung, eine Persönlichkeit, die 
die Kompetenz gehabt hätte, den Vollzug des Vertrages, die Probleme und die Unteraus-
lastung rechtzeitig zu erfahren? Wir hätten dann auch anders reagieren können. Diese 
Frage, Herr Landrat, kann ich nicht beantworten, die müssen sie sich selbst beantworten. 
 

4. Verantwortung der Medien 
Fast bis zum Schluss ist kritiklos die Außendarstellung des Landratsamtes bei der Be-
wertung der Neuen Chance übernommen worden. Kritische Fragen zur Umsetzung der 
Option gab es kaum. 
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5. Verantwortung des Vertragspartners 
Ich denke unser Vertragspartner möge seine eigene Verantwortlichkeit selbst prüfen. Alle 
weiteren Fragen, Herr Stanglmayr hat es selbst ausgeführt und an zwei Stellen nament-
lich erwähnt, kann mangels rechtlicher Möglichkeiten oder mangels zur Verfügung ste-
hender Unterlagen nicht mehr der Kreistag klären, sondern ggf. nur noch die Staatsan-
waltschaft. Der Kreistag hat entgegen den ersten Einschätzungen die Akten nicht zuge-
klappt, sondern das Möglichste getan, um den Sachverhalt aufzuklären. Ich glaube wir 
können gemeinsam auch etwas stolz darauf sein, dass wir das so gemacht haben und 
dass wir auch öffentlich über die Probleme, die Entstehung und die Verantwortlichkeiten 
reden. Ich glaube, dass ist auch ein Punkt, der unsere Verantwortung auch gegenüber 
der Öffentlichkeit deutlich macht. 
 
 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.“ 
 
 
 
Kreisrat Fuchs, UWG-FW: 
 
„Meine Damen und Herren, ein Thema, das uns alle, die damals im Kreistag dabei waren 
und die Verantwortung getragen haben, belastet. Weil wir ja alle wissen, es sind Dinge hier 
passiert  und das ist der Hauptgrund, warum unsere Fraktion gebeten hat, dass wir den Bay-
erischen Kommunalen Prüfungsverband einschalten, für uns aufzuarbeiten. Um uns selber 
auch nochmal klar zu machen, das ist passiert und das ist geschehen. Und das hat mir eben 
der Vortrag vom Kollegen Halbleib gesagt, und ich kann hierzu nur sagen, auch für mich, wir 
waren alle in der Verantwortung, alle damaligen Fraktionssprecher oder -vorsitzende, die es 
ja heute noch sind, wir haben weitere dazubekommen, die sich gut zurücklehnen können, 
aber wir waren in der Verantwortung und wir stehen auch dazu. Und es ist glaube ich der 
Hauptgrund, weil Sie vorhin, Herr Stanglmayr, gemeint haben, eigentlich haben wir viel Geld 
nochmal zusätzlich hinaus geworfen, so habe ich es wenigstens empfunden, aber Sie dürfen 
nicht vergessen, wir sind alle belastet, und es irgendwo eine Situation, 2 Mio. mit zu verursa-
chen, da muss ich auch wissen, warum, weshalb, wieso. Und wenn es irgendwo Ansatz-
punkte gibt, dann muss ich eben auch kritisch selber fragen. Und deswegen, ein ganz herzli-
ches Dankeschön an alle Kolleginnen und Kollegen. Es war ja nicht unumstritten, ob wir den 
Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband noch zusätzlich einschalten und nachdem der 
Prüfungsverband uns selber ja mitgeteilt hat, dass er eigentlich gar nicht anfangen will, weil 
es viele Kosten verursacht und uns dann trotzdem wahrscheinlich nichts bringt, sehe ich es 
ganz anders. Es war für mich unwahrscheinlich wichtig, eben alles noch einmal zu eruieren 
und nachzuverfolgen, um nochmal klar zu sehen, wie das ganze gelaufen ist. Und wir haben 
ja vom Rechtsanwalt Dr. Vocke schon eigentlich die juristische Aussage bekommen. Wir 
waren uns absolut einig – ich glaube das war damals ein einstimmiger Beschluss hier in un-
serem Gremium – nicht gegen den Bund zu klagen, weil wir uns klar waren, wie die Ver-
tragsverhältnisse sind bzw. nicht sind, und das wollten wir auf keinen Fall eingehen. Und was 
für mich auch ganz wichtig ist – und deswegen möchte ich auch nochmal ein ganz herzliches 
Dankeschön sagen, dass sämtliche Fragen – ich glaube von den Kollegen und von unserer 
Fraktion alle im Bericht aufgearbeitet worden sind, da ist also nichts beschönigt worden, und 
das ist auch gut so. Und die wichtigste Frage, ist die, wer hat eigentlich die Verantwortung. 
Und es steht wohl nicht ganz klar drin, dass es jeder nachlesen kann, der und der und der, 
aber Kollege Halbleib hat es schon gesagt, wir selber haben sie, und zwar einmal als Kreis-
ausschussmitglieder der damaligen Zeit, dann der Kreistag der damaligen Zeit und die End-
verantwortung, das steht auch nicht eindeutig drin, aber kann klar gelesen werden, hat im-
mer der Landrat. Und meine Damen und Herren, die politische Verantwortung ist das eine, 
aber die andere Seite ist auch, wie ist es dazu gekommen. Und wir dürfen nicht vergessen, 
das ist heute noch gar nicht angesprochen worden, aber es hat auch am Anfang mal gehei-
ßen, dass Kolping-Dienstleistung hier mitgewirkt hat. Inwieweit wissen wir nicht, aber es ist 
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ganz klar, dass es vertragsmäßig eindeutig ist, dass aus Kolping-Dienstleistung eben nichts 
gesetzeswidriges herauszulesen ist, das die ihre Pflichten erfüllt haben. Das geht sowohl 
beim Rechtsanwalt als auch beim Kommunalen Prüfungsverband so hervor. Die Rechtmä-
ßigkeit des Vertrages ist auch geklärt, auch wenn da das ein oder andere mit Sicherheit nicht 
gestimmt hat, aber sie waren im Endeffekt nicht diejenigen oder der Vertrag, der uns dann 
die Rückzahlung in Höhe von 2 Mio. eben gefordert hat, sondern eindeutig die geringe Aus-
lastung. Aber auch hier müssen wir uns klar sein, wir hatten damals die Zwischenfrage ge-
stellt, bestimmte Punkte angesprochen und da hat die Verwaltung – ob auf Druck oder nicht 
Druck – keine klare Aussage gemacht. In Zukunft werden wir das hoffentlich alle anders auf-
nehmen. Das Dritte, was für uns wichtig ist, und was der Bericht auch feststellt, dass der 
Landkreis eben nicht alleine hier mit den Verantwortlichen – die ich genannt habe – dasteht, 
sondern dass auch die Verwaltung – und hier möchte ich die BEA der damaligen Zeit auch 
mit einbeziehen, die ja – und das bringt der Bericht in vielen, vielen Seiten und vielen, vielen 
Anmerkungen zum Ausdruck – nicht so gearbeitet hat, wie eine Verwaltung eigentlich arbei-
ten sollte. Auch hier wissen wir nicht, ob das auf Druck oder ob das eben „Schlamperei der 
Verwaltung“ war, hier kann sich jeder sein eigenes Bild machen, jedenfalls hat dies uns alle 
– und das ist durch die Aufarbeitung erst so richtig rausgekommen – alle unwahrscheinlichen 
erschreckt und war mit dafür verantwortlich, dass wir keine Zahlen genannt bekommen ha-
ben und da kann ich dem Kollegen Halbleib nur absolut Recht geben, inwieweit wir dann 
anders gehandelt hätten, das möchte ich heute bitte nicht sagen, weil ich denke allein an die 
Sitzung, die ja auch von ihnen genannt worden ist, im August 2007, wo wir dann die Ge-
schichte eigentlich denkend es besser zu machen noch verschärft haben. Aber Problem – 
und dazu stehen wir alle – wir hatten keine Zahlen und das war für uns wichtig. Wir hatten 
wohl immer die Aussagen – und ich war auch immer einer derjenigen, der damals den Land-
rat auch immer persönlich gefragt hat, inwieweit die Auslastung gegeben ist, weil Herr Müh-
leck und ich uns auch die Einrichtungen angeschaut haben von Kolping und gedacht haben, 
um Gottes Willen, das kann doch nicht das sein, was wir eigentlich für eine Weiterbildung 
benötigen. Und da hatten wir dann immer nur die mündliche Aussage. Und auch das werde 
ich mir in Zukunft vornehmen, bei wichtigen Sachen bitte alles schriftlich auf den Tisch, dass 
es später auch nachvollziehbar ist. Ansonsten möchte ich das belassen, bei dem was die 
Kollegen schon gesagt haben. Für mich wichtig, wir haben es nicht unter den Tisch gekehrt. 
Wir wissen, die 2 Mio. waren zu zahlen, wir haben sie ja schon bezahlt. Wir wissen, wir hät-
ten dies verhindern können, wenn wir – und das ist ganz wichtig für mich – wenn wir alle 
konsequenter und auch besser der Sache nachgegangen wären. Und ich möchte jetzt nicht 
nur die Schuld nur einem einzigen geben.  
Herzlichen Dank.“ 
 
 
 
Kreisrat Trautner, Bündnis 90/Die Grünen : 
 
„Herr Kollege Halbleib, sie haben die beste Rede gehalten, die ich von ihnen gehört habe. 
Gut strukturiert, klar und auf den Punkt kommend. Und für mich besteht jetzt die Schwierig-
keit, sie nicht zu langweilen. Von ihren Aussagen, Herr Ländner, bin ich eigentlich ent-
täuscht. Ich möchte meine Aussagen auf zwei Punkte reduzieren. Auf den Vertrag und auf 
die Auslastung. Es war kein Pappenstil 1,9 Mio. Euro zurückzahlen. Und da darf man schon 
nachfragen, warum sind wir in diesen Schlammassel geraten. Ich sage wir, weil ich davon 
ausgehe – wie alle meine Vorredner – dass wir alle hier die Verantwortung getragen haben.  
Die ausgehandelten Verträge des Landratsamtes mit Kolping, die die Grundlage für die Opti-
on waren, waren gleich 3-fach für den Landkreis problematisch und nachteilig: 
 

1. Leistungen in dieser Millionenhöhe an Kolping hätten ausgeschrieben werden müs-
sen! Dies wurde vom Landrat Waldemar Zorn damals mit den Worten weggewischt, 
dass keine Zeit wäre, um rechtzeitig die Auszahlungen vornehmen zu können. Viel-
leicht hätte eine Ausschreibung und die daraus folgenden Angebote uns auf weitere 
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Mängel des Vertrages aufmerksam gemacht. Aber ich denke, Konkurrenz war da-
mals nicht erwünscht. Heute wissen wir, heute wissen wir Grüne, dass Landrat Wal-
demar Zorn Sorge hatte, dass evtl. ein anderer als Kolping den Zuschlag bekommen 
hätte. Erst viel später erfuhren wir auf informellem Wege, dass Landrat Waldemar 
Zorn gleichzeitig als Aufsichtsratvorsitzender von Kolping tätig war. Der Landrat hatte 
nicht genügend Abstand zum Vertragspartner und ein Rechtsbeistand im Land-
ratsamt, der bei den Beratungen ständig anwesend war, hat es unterlassen, die Frak-
tionsvorsitzenden oder den Kreistag auf die zwingend vorgeschriebenen Ausschrei-
bungen hinzuweisen. Er hätte es wissen müssen. Auf jeden Fall, mich hätte ein 
Nachweis des Justitiars aus dem Landratsamt nachdenklich gemacht. 

 
2. Wir waren schlecht beraten, gleich einen Vertrag über 3 Jahre abzuschließen. Das ist 

allen wirtschaftlichen Interessen eklatant entgegenlaufend, haben wir heute erfahren. 
Da sind wir heute klüger.  

 
3. Der Gipfel aber war und da hat die Rechtsaufsicht im Landratsamt total versagt, uns 

einen Vertrag über 3 Jahre vorzulegen, bei der Beratung mit dabei zu sein und der 
Vertrag, in dem keine Vertragsanpassungen mehr möglich sind, innerhalb dieser 
Frist. Das hat sich dann bei der zurückgehenden Auslastung bitter gerächt. Der Ver-
trag war nur im Einvernehmen mit Kolping zu ändern. Als man erkannte, dass 600 
Plätze viel zuviel waren, hatte man keine Möglichkeit, die Verträge anzupassen. Ich 
denke mal heute, wenn alle Juristen, Bürgermeister und Verwaltungsfachleute diese 
gravierenden Mängel des Vertrages nicht erkannt haben, dann kann ich mir als 
Volksschullehrer hierzu nicht allzu große Sorgen machen. Hochbezahlte Spitzen-
fachkräfte im Landratsamt waren bei der Beratung anwesend. Kurzum, der Vertrag 
war gut für Kolping und schlecht für den Landkreis. Das Risiko der Auslastung lag 
einseitig beim Landkreis und Kolping konnte sich über eine risikolose jährliche festge-
legte Zahlung in Millionenhöhe freuen.  
Ich mag heute nicht mehr glauben, dass dies Landrat Waldemar Zorn übersehen hat.  
Ich denke, er wollte Kolping die Vorteile dieser Vertragsunsumme ohne Risiko zu-
kommen lassen. Das war offensichtlich der Nachteil der Doppelfunktion. Dabei hat er 
die juristisch nicht sattelfesten Kreisgremien zwar auf seine Seite gebracht, alle Ab-
stimmungen waren einstimmig, aber er hatte nicht mit einer so frühen Überprüfung 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gerechnet. Spätestens im 
Sommer 2007 flog auf, wie schlecht die Qualität des Vertrages war. Es kam die Frage 
der Rechtmäßigkeit auf, es wurde die  Rechtsmäßigkeit des Vertrages sogar unter-
stellt. Meines Erachtens hätte Waldemar Zorn schon 2004 in den Beratungen über 
die Option sich mit seiner Doppelfunktion den Kreisgremien erklären müssen und die 
Verhandlungen über die Option mit den Verträgen fairerweise abgeben müssen. Ich 
bin mir sicher, es wäre ein anderer, aber für den Landkreis günstigerer Vertrag he-
rausgekommen. 
 
Der 2. Punkt: Die Auslastung  
Schon Ende 2005 war allen Beteiligten im Landratsamt, die damit beschäftigt waren, 
dem Landkreis mit dem Landrat klar, dass die Auslastung der Maßnahmen viel zu ge-
ring war. Es bestand Ende 2005 schon dringender Handlungsbedarf. Anstatt dieses 
Problem im Kreisausschuss oder im Sozialausschuss zu diskutieren, wurden im 
Kreistag im Herbst 2005 noch Erfolgsmeldungen über die phantastischen Prozent-
zahlen und schöne Statistiken gezeigt, wie gut die  Eingliederungsmaßnahmen ge-
griffen haben. Die entscheidende Zahl aber, die damals schon bekannt war, dass die 
Maßnahme nur zu 37 % ausgelastet war, wurde dem Kreistag nicht gegeben. Auch 
ein Besuch der Grünen-Fraktion im Herbst 2005 in der BEA trug nicht zur Aufklärung 
bei. In der Diskussion wurde allgemein darüber geklagt, dass die Beteiligten mehr zu 
den Gerichten laufen. Über die Auslastung wurden wir nicht informiert. Heute bin ich 
der Meinung, dass die schlechte Auslastung schon im Mai 2006 offen in der Verwal-
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tung zusammen mit Kolping diskutiert wurde und bekannt war. Denn ich bin heute der 
Meinung, dass dies dem Kreisgremium verheimlicht wurde und sollte, solang als 
möglich. Die Leitung im Landratsamt machte die Problematik zur Chefsache, strich 
den Tagesordnungspunkt kurzfristig von der Tagesordnung des Sozialausschusses 
im Oktober 2006. Man kann auch durch Weglassen wichtiger Informationen manipu-
lieren. Wir, der ganze Kreistag wurden damals manipuliert. Wie viel Geld hätte man 
durch beherztes Handeln damals dem Landkreis noch ersparen können, im Oktober 
2006. Und dann der Abschluss, mit Sicherheit hätte der gesamte Kreisausschuss im 
Juni 2007 nicht jener idiotischen Vertragsanpassung zugestimmt, genauso einstim-
mig, wenn wir damals schon über die schlechte Auslastung der Jahre 2005 und der 
Jahre 2006 Bescheid gewusst hätten. Da nicht genauer nachgefragt zu haben, werfe 
ich mir heute noch vor, da könnte ich mir heute noch in den Hintern beißen. Die Opti-
on mit Kolping wurde als erfolgversprechend in den rosigsten Farben ausgemalt, 
Probleme wurden ausgeblendet und der Bund und die Überprüfung verteufelt, das 
war die Sitzung. Heute frage ich mich, und ich frage auch die Verantwortlichen der 
Verwaltung und der BEA, die über Jahre über diese Problematik Bescheid wussten. 
Warum hat nicht einer oder eine uns Kreisräten einen Tipp gegeben, hallo da läuft 
was falsch in der Option, die Auslastung ist seit Jahren bei ca. einem Drittel, das wäre 
sicher auch vertraulich möglich gewesen. Manchmal braucht Aufklärung in der Büro-
kratie Mut. Ich und meine Kollegen wären mit Sicherheit der Sache nachgegangen 
und hätten mit der Aufklärung angefangen. So hätten wir auch im Sommer 2007 noch 
sehr viel Geld sparen können. Heute können wir den Fall abschließen, nachdem wir 
wissen, dass wir keine Chance auf Rückforderung haben. Insgesamt gilt: Vertu-
schung lohnt sich nicht.“ 
 
 
 

Kreisrat Kuhl, FDP: 
 
„Sehr geehrter Herr Landrat, sehr geehrter Dr. Stanglmayr, sehr geehrter Herr Wenig, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
 
nach langer Zeit der Unsicherheit liegt uns nun der Entwurf des Bayerischen Kommunalen 
Prüfungsverbandes vor. Dafür möchte ich mich recht herzlich bei Ihnen bedanken. Ich möch-
te aber auch zum Ausdruck bringen, dass ich nicht glücklich darüber bin, dass dieser Prü-
fungsbericht nur den Fraktionsvorsitzenden zugemailt worden ist und den restlichen Kreisrä-
tinnen und Kreisräte nicht zugegangen ist. Das hätte ich bei der Wichtigkeit der Debatte er-
wartet, dass jeder sich im „stillen Kämmerlein“ darauf vorbereiten kann und nicht auf die 
Gunst oder Missgunst des Vorsitzenden angewiesen ist. Obwohl wir einerseits froh sind, 
dass dieses unrühmliche Kapitel nun bald beendet oder zumindest zugeklappt sein wird, sind 
für uns doch viele Fragen unbeantwortet. Auch der Bericht lässt uns zweifeln, wie es zu den 
offensichtlich fragwürdigen Umständen und so zum Verlust von Steuergeldern in Höhe von 
1,9 Mio. € gekommen ist. Der gravierende Fehler war wohl schon bei der Ausschreibung 
bzw. Nichtausschreibung der Neuen Chance und der Nichtausschreibung des Vertragsab-
schlusses mit Kolping begangen worden. Dies geht aus dem Bericht eindeutig hervor. Dass 
alle Fehler, die darüber hinaus begangen worden sind, im Nachhinein in ausreichender Art 
und Weise von den Gremien des Landkreises im Kreisausschuss oder in der Fraktionsspre-
cher-Runde legitimiert worden sind, daran lässt auch der Bericht, ob dies rechtens ist, erheb-
lichen Zweifel. Zweifel bleiben für uns auch, dass nur der ehemalige Landrat von den Ver-
tragsverhandlungen wusste. Hier bleibt für uns einiges im Dunkeln und ich erinnere in die-
sem Zusammenhang, Kollege Halbleib und Kollege Trautner haben er schon gesagt, dass 
es hier keine Informationen gab. Ich erinnere an den Antrag der FDP/ÖDP-
Ausschussgemeinschaft, auf die Einführung eines Whistle-Blowing der ja mehrheitlich abge-
lehnt worden ist. Das hätte uns evtl. weiterhelfen können. Auch unsere eingereichte Frage, 
bezüglich der Nichtigkeit des Vertrages gem. § 138 BGB ist für uns nicht eindeutig beantwor-
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tet worden. Hier verweist der Bericht im Wesentlichen auf Seite 18 darauf, dass dies letzt-
endlich nur gerichtlich festgestellt werden könnte. In der Kreistagssitzung vom 05.03.2010 
wurde beschlossen auf eine Klage gegen den Bund oder wen auch immer zu verzichten. 
Bleibt für uns abschließend noch festzustellen, dass es viele Fehler bei der Vergabe und 
beim Zusammenwirken der Vertragsparteien gegeben hat. Keiner unserer Ausschussge-
meinschaft war beim damaligen Kreistag vertreten, so dass wir Ihnen, meine Damen und 
Herren, auch keinen Vorwurf machen. In Zukunft werden solche Fehler nur durch mehr 
Transparenz und absolute Offenheit im Vorfeld solcher Vertragsverhandlungen verhindert 
werden und das ist meine Bitte an den Landrat, dies in Zukunft zu beherzigen. 
 
Danke schön!“ 
 
 
 
Kreisrat Henneberger, ÖDP: 
 
„Die Fragen sind gestellt. Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband hat sie im Rahmen 
seiner Möglichkeiten beantwortet. Dafür sind wir sehr dankbar. Die Bedenken und Feststel-
lungen sind vorgetragen. Der Dank geht auch an die Kollegen Halbleib, Trautner, Fuchs und 
Kuhl. Für mich stellt sich die Frage, welche Lehren wir daraus ziehen können und müssen. 
Das wesentliche Problem in diesem ganzen Fall sind die demokratischen Defizite im Ablauf. 
Die Beteiligung der Landkreisgremien war unterentwickelt. Häufig mehrere Monate später 
nachdem die Kenntnisse da waren. Wenn Entscheidungen getroffen wurden, die man im 
Nachhinein als abgesegnet sehen könnte, wie es der Prüfer so schön formulierte. Es ist nicht 
so eindeutig, wie es im Nachhinein gelaufen ist. Formal mag das alles o.k. sein. Wir sehen 
es aber trotzdem als falsch. Ganz gravierend ist, dass wir mehrfach, wenn es um Landkreis-
gremien ging, auf die so genannte Fraktionssprecherrunde Bezug genommen wird. Teilweise 
wird sogar aus dem Aktenvermerk zitiert, der ohne Datum ist, weil es offiziell kein Protokoll 
gibt, da es kein Gremium des Landkreises ist. Das ursprüngliche Ziel der Fraktionssprecher-
runde war ein sehr gutes. Sie sollte dem Meinungsaustausch dienen und sortieren, wie die 
Mehrheitsverhältnisse sind. Das Schlimme ist, dass das, was in den Kreisausschuss gehört, 
Beratung, Empfehlungen und Vorberatung für die Kreistagssitzung, immer häufiger in die-
sem Gremium stattgefunden hat. Wenn wir wirklich als Landkreis wollen, dass dies stimmt, 
müssen wir nur den Bericht lesen. Dort steht mehrfach darin, dass es demokratisch abgere-
gelt ist, weil die Fraktionssprecherrunde sich damit befasst hat und es wird zitiert aus den 
Berichten der Fraktionssprecherrunde. Wenn wir wollen, dass es ein offizielles Gremium 
wird, müssen wir die Geschäftsordnung dahingehend ändern und das Wesentliche einfüh-
ren, nämlich ein Protokoll, dass das nachvollziehbar ist, was dort stattfindet, wer in welcher 
Funktion geladen ist und dergleichen. Wenn sie noch mehr Funktionen des Kreistages ab-
geben wollen, dann müssen wir das in die Geschäftsordnung nehmen. Wir können nicht ein-
fach eine Hinterzimmerdemokratie einführen durch die Hintertür, das geht nicht. Das ist die 
Botschaft aus diesem Fall, der hier vorliegt. Wir sind ganz bestimmt nicht glücklich mit dem 
Verlauf und noch weniger mit den finanziellen Ergebnissen. Aber wenn der Kreistag mehr-
heitlich der Meinung ist, dass das so genügen soll, werden wir das als Demokraten akzeptie-
ren. Gutheißen müssen wir es deswegen aber nicht. 
 
Vielen Dank!“ 
 
 
 
Kreisrat Seifert, REP: 
 
„Sehr geehrter Herr Landrat, sehr geehrte Damen und Herren, 
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ich kann da meinen beiden Vorrednern nur zustimmen. Ich bin auch davon ausgegangen, 
dass ein Prüfbericht, der vom gesamten Kreistag verabschiedet wird, dann auch an den ge-
samten Kreistag verschickt wird. Ich finde das sehr unglücklich, dass das nicht passiert ist, 
gerade weil man hier eine Offenlegung und Transparenz predigt. So entsteht hier der Ein-
druck, als ob man etwas unter den Tisch kehren will. Insbesondere war es bis jetzt so üblich, 
dass ich als Gruppensprecher diese Berichte auch bekommen habe. Ich gehe davon aus, 
dies ist diesmal aus organisatorischen Gründen nicht geschehen. Insofern ist es für mich 
natürlich schwierig zu einem Bericht Stellung zu nehmen, den ich bis jetzt nicht erhalten ha-
be. Ich hoffe, dass ich diesen Bericht noch kurzfristig bekomme und behalte mir dann aus-
drücklich noch eine Stellungnahme zu der Sache vor. Ich kann vielem, was hier heute gesagt 
wurde, nur zustimmen, gerade zum Thema Kontrollfunktionen. Hier hat nach meiner Ansicht 
neben dem Kreisausschuss selbstverständlich die Mehrheitsparteien im Kreistag versagt, 
was Herr Henneberger sehr schön ausgeführt hat. Ich habe darauf in meinen bisherigen 
Ausführungen zunächst auch immer darauf hingewiesen. Diese so genannten Fraktionsvor-
sitzendentreffen oder Sprecherrunden sind für mich in einer Art und Weise ausgeartet zu 
Geheimrunden, die gerade dieses Verhalten und diese Ergebnisse über die wir jetzt spre-
chen, erst möglich gemacht haben. Das ist für mich die ganz große Lehre aus diesem gan-
zen Schlamassel, dass dies in der Form nicht mehr passieren dürfte. Es darf diese geheimen 
Gesprächsrunden in der Form nicht mehr geben. Ich finde den Vorschlag von Herrn Henne-
berger sehr gut, dass Protokolle geführt werden sollten. Aber eigentlich gehören solche Dis-
kussionen und Gespräche in den Kreisausschuss oder am besten in den Kreistag. Dafür ist 
er da. 
 
Einwurf Ländner: Im Kreisausschuss sind sie ja nicht dabei. Das ist ja auch eine geheime 
Runde. 
 
Es gibt dann ja Protokolle und die kann man nachvollziehen. In der Regel nehme ich am 
Kreisausschuss auch teil, auch wenn ich kein Mitglied bin. Da müssen sie einmal schauen, 
wer in den hinteren Reihen sitzt. Ein Vertreter von unserer Partei ist immer da. Es ist auf je-
den Fall etwas anders, als wenn man mauschelt. Das ist der Punkt, den ich den Fraktions-
vorsitzenden, die größtenteils auch noch im Amt sind, zu der damaligen Sache konkret vor-
werfen muss. Man hat nicht nachgefragt, man hat nicht kontrolliert. Ich fand es sehr schön, 
wie Herr Trautner es dargestellt hat, dass er sich am liebsten jetzt noch in den Hintern bei-
ßen würde. Das ist sicherlich sehr treffend. Das ist nämlich genau die Sache, da ist der ei-
gentliche Fehler passiert. Man hat sich verlassen, man hat sich vertraut. Das ist nicht die 
Funktion der Fraktionsvorsitzenden, sondern sie müssen nachfragen, sie müssen kontrollie-
ren und ihre Aufgaben wahrnehmen. Dies ist nicht geschehen. Da kann ich nur hoffen, dass 
aus dieser Sache die Lehre gezogen wird, dass hier in Zukunft anders mit einander umge-
gangen wird, dass man freundschaftlich, aber trotzdem kritisch die Sachen hinterfragt, sich 
schriftliche Dokumente geben lässt und entsprechend auch alles dokumentiert, was bespro-
chen und abgemacht wurde. 
 
Danke schön!“ 
 
 
Landrat Nuß  fasst zusammen, dass jetzt alle politischen Sprecher ihre Bewertungen abge-
geben hätten. Man hätte zwei Gutachten zur Kenntnis genommen, das der Rechtsanwalts-
kanzlei Dr. Vocke und das des Kommunalen Prüfungsverbandes. Beide seien zu überein-
stimmenden Ergebnissen gekommen. Was bliebe, seien noch die Ermittlungen der Staats-
anwaltschaft. Diese habe Unterlagen und den Bericht angefordert. Wie das ausgehe, wisse 
man nicht. 
 
Er stelle jedenfalls fest, dass man den Kreistagbeschluss .Befassung des KPV- erfüllt habe 
und damit die Sache jetzt eigentlich erledigt sei. 
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Kreisrat Halbleib  geht auf die Beiträge der beiden letzten Redner ein. Er betont, dass das 
Problem nicht die Fraktionssprecherrunden gewesen seien, sondern die fehlende Informati-
on für den Kreistag und den Kreisausschuss durch die Verwaltung. Er erinnert in diesem 
Zusammenhang nochmals an die massiven Bedenken seiner Fraktion, die aber wegen der 
schweren Krankheit des seinerzeitigen Landrats zurückgestellt worden seien. Für ihn sei der 
entscheidende Punkt nicht die Zustimmung zum Vertrag, sondern die Abwicklung und Um-
setzung dieses Vertrages und dass auf die Unterauslastung nicht reagiert wurde. Hier habe 
einfach, wie mehrfach festgestellt, die entsprechende Information gefehlt. 
 
Landrat Nuß  bemerkt abschließend, dass alle Mitglieder des Kreistages, die im Herbst 2004 
dabei waren, in guter und vertrauensvoller Zusammenarbeit eine gute Sache auf den Weg 
gebracht hätten. Wenn sich alle an die Vereinbarungen gehalten hätten, wären diese 
schwerwiegenden Probleme nie aufgetreten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Protokollführerin      Landrat 
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 Münch  Nuß 
 Protokollführer/in  Vorsitzende/r 
 
 
 


